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79 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Friſten für die Kündigung von Angeſtellten. Vom 9. 12. 1926. 
8 1. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf alle Angeſtellten Anwendung, die eine der in § 1 
des Angeſtellten-Verſicherungsgeſetzes vom 12. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1192) angeführte Beſchäftigung 
ausüben, auch wenn ſie nicht verſicherungspflichtig ſind. 


Ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr als zwei Angeſtellte, ausſchließlich der Lehrlinge, be— 
ſchäftigt, darf einem Angeſtellten, den er, oder im Falle einer Rechtsnachfolge, er und ſeine Rechts— 
vorgänger, wenn auch mit Unterbrechung, mindeſtens 5 Jahre beſchäftigt haben, nur mit mindeſtens 
3 Monaten Friſt für den Schluß eines Kalendervierteljahres kündigen. Die Kündigungsfriſt erhöht ſich 
nach einer Beſchäftigungsdauer von 8 Jahren auf 4 Monate, nach einer Beſchäftigungsdauer von 10 Jahren 
auf 5 Monate und nach einer Beſchäftigungsdauer von 12 Jahren auf 6 Monate. Bei der Berechnung der 
Beſchäftigungsdauer iſt die geſamte Tätigkeitsdauer nach dem 25. Lebensjahre zu berückſichtigen. Als 
Unterbrechung gelten nicht: Krankheit, Urlaub, Schule, Streik- und Ausſperrungszeit. 

Maßgebend für die Berechnung des Lebensalters und der Beſchäftigungsdauer iſt die geſamte 
Tätigkeit nach Ablauf der Kündigungsfriſt. 

Die nach Abf. 1 eintretende Verlängerung der Kündigungsfriſt des Arbeitgebers gegenüber dem 
Angeſtellten berührt eine vertraglich bedungene oder geſetzliche Kündigungsfriſt des Angeſtellten gegenüber 
dem Arbeitgeber nicht. Eine Vereinbarung, wonach der Angeſtellte nur mit einer längeren Friſt als 
6 Wochen zum Quartalsſchluß kündigen kann, iſt nichtig, ſofern der Angeſtellte nicht ein Jahresgehalt 
von mindeſtens 12000 Gulden bezieht. 

Unberührt bleiben die Beſtimmungen über friſtloſe Kündigung. 

$ 3. 

Das Geſetz tritt am 1. Oktober 1926 in Kraft. 

In denjenigen Fällen, in denen die Kündigung vom Arbeitgeber bereits vor dieſem Zeitpunkt 
ausgeſprochen ijt, regelt fic) die Kündigungsfriſt gleichfalls nach § 2 Abſ. 1, wenn zu dieſem Zeitpunkt 
das Arbeitsverhältnis noch beſteht. 


Danzig, den 9. Dezember 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 12. 1926). 
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80 Vollstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das 


hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Aufhebung der Luxusſteuer. Vom 15. 12. 1926. 
Das Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149) in der Faſſung der 
Abänderungsgeſetze vom 25. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 890), vom 13. Oktober 1924 (Geſetzbl. S. 464) 
und vom 23. Dezember 1924 (Geſetzbl. 1925 S. 1) wird wie folgt geändert: 


8 1. | 
Die $$ 15 und 23 und 35 bis 37 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes werden aufgehoben. 


Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1926 in Kraft. 
Für die vor dem 1. Oktober 1926 zwar abgeſchloſſenen, jedoch noch nicht vollſtändig abgewickelten 


Geſchäfte iſt die Luxusſteuer nach den bisherigen Vorſchriften in voller Höhe zu entrichten, falls die 


Lieferung des Verkäufers oder ſonſtige Leiſtung des Unternehmers vor dem 1. Oktober 1926 bewirkt iſt. 

Im Falle der Steuerpflicht nach $ 19 Ziffer 1 wird die Luxusſteuer nicht mehr erhoben, falls 
die Verſteigerung nach dem 30. September ſtattfindet. 

Im Falle der Steuerpflicht nach § 19 Abſatz 2 wird die Luxusſteuer nicht mehr erhoben, falls 
die Gegenſtände nach dem 30. September 1926 ins Inland gelangen. 

Der Senat wird ermächtigt, weitere Übergangsbeſtimmungen zu treffen. 


Danzig, den 15. Dezember 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. ir 
Riepe. Dr. Frank. 


81 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
g Geſetz 
über die Beſtellung von Pfandrechten an im Bau befindlichen Schiffen. Vom 15. 12. 1926. 
§ 1. i 

An einem auf einer Schiffswerft im Bau befindlichen Schiffe kann ein Pfandrecht nur durch 
Einigung des Eigentümers und des Gläubigers über den Erwerb des Pfandrechts und durch ſeine Ein⸗ 
tragung in das im § 2 bezeichnete Regiſter beſtellt werden. Die Beſtellung iſt zuläſſig, ſobald der Kiel 
gelegt und das Schiffsbauwerk durch Namen oder Nummer an einer bis nach dem Stapellaufe des 
Schiffes ſichtbar bleibenden Stelle deutlich und dauernd gekennzeichnet iſt. Das Pfandrecht erſtreckt ſich 
auf das im Bau befindliche Schiff in ſeinem jeweiligen Bauzuſtande. 

Daß die Pfandbeſtellung zuläſſig ift (S 1 Abſatz 1 Satz 2 und § 6), muß, ſofern dies nicht bei 
der Schiffsregiſterbehörde offenkundig ijt, durch eine gerichtliche oder notarielle Urkunde dargetan werden. 
Der Eigentumsnachweis wird erbracht durch eine gerichtliche oder notarielle Beſcheinigung, daß die dem 


Ausſteller der Beſcheinigung als Erbauer des Schiffes bekannte Perſon ſich ſelbſt oder den ſonſtigen 
Verpfänder als Eigentümer bezeichnet hat. : 
82. 

Das Schiffsbauwerk ift zum Zwecke der Pfandbeſtellung bei der Schiffsregiſterbehörde des 
Erbauungsorts in ein beſonderes Regiſter für Pfandrechte an im Bau befindlichen Schiffen einzutragen. 
Bei der Anmeldung iſt glaubhaft zu machen, daß das Schiffsbauwerk nicht bereits bei einer anderen 
Schiffsregiſterbehörde eingetragen iſt. Die Eintragung muß enthalten: : 

1. den Namen oder die Nummer und die Gattung des im Bau befindlichen Schiffes; 

2. den Namen und Wohnort des Eigentümers; i 

3. die Bezeichnung der Schiffswerft, auf der das Schiff im Bau ijt; 

4. die Bezeichnung des Ausſtellers ſowie Angabe von Ort und Tag der Ausſtellung der im 
§ 1 Abſatz 2 erwähnten Urkunden; 

5. den Zeitpunkt der Eintragung. f f i 

Im Falle der Verlegung des Erbauungsorts aus dem Regiſterbezirke bleibt die bisherige Schiffsregiſter⸗ 

behörde, ſofern das Schiffsbauwerk bei ihr eingetragen iſt oder war, für die Führung des Regiſters 

zuſtändig. : 9 } 
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§ 3, 


Die beſtehenden Vorſchriften über das Schiffspfandrecht und das Schiffsregiſter finden auf das 


Pfandrecht an im Bau befindlichen Schiffen und das für ſie zu führende beſondere Regiſter entſprechend 
Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dieſem Geſetz ein anderes ergibt. Eine Anmeldungsverpflichtung be— 
ſteht nicht. ü os | 


Die erſte Eintragung eines ganz oder zum Teil im Inland erbauten Schiffes in das Schiffs⸗ 
regiſter darf nur erfolgen, wenn mit der Anmeldung eine Beſcheinigung der Regiſterbehörde des in— 
ländiſchen Erbauungsorts darüber eingereicht wird, ob das Schiff in das im § 2 bezeichnete Regiſter 
eingetragen und mit welchen Pfandrechten es belaſtet iſt. In dieſem Regiſter eingetragene noch be- 
ſtehende Pfandrechte werden mit der Eintragung des fertigen Schiffes in das Schiffsregiſter Schiffs— 
pfandrechte und ſind mit ihrem bisherigen Range in das Schiffsregiſter zu übertragen. Ein nicht über- 


tragenes Pfandrecht gilt als gelöſcht; beſteht es noch, ſo gilt es als mit Unrecht gelöſcht im Sinne der 


$$ 1262 Abſatz 2, 1263 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches. . 

Nt das Schiffsbauwerk in dem im $ 2 bezeichneten Regiſter eingetragen, jo ijt zu dieſem 
Regiſter von der Eintragung des fertigen Schiffes in das Schiffsregiſter Mitteilung zu machen. Auf 
Grund dieſer Mitteilung wird die Eintragung in dem im $ 2 bezeichneten Regiſter von Amts wegen gelöſcht. 

5 § 5. 

Auf die Zwangsvollſtreckung in Schiffe, die auf einer Schiffswerft im Bau begriffen find, finden 
von dem Zeitpunkt an, wo der Kiel gelegt iſt, bis zur Eintragung in das Schiffsregiſter die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen mit folgenden 
Abweichungen Anwendung: 

Die Verſteigerung bedarf der Genehmigung des Vollſtreckungsgerichts. Die Genehmigung iſt zu 
erteilen, wenn ein Auszug aus dem Regiſter für Pfandrechte an im Bau befindlichen Schiffen oder ein 
Zeugnis der Schiffsregiſterbehörde beigebracht iſt, woraus ſich ergibt, ob ein Pfandrecht an dem im Bau 
begriffenen Schiffe eingetragen iſt. Ergibt der Auszug oder das Zeugnis der Schiffsregiſterbehörde, daß 
das im Bau begriffene Schiff mit einem Pfandrecht für einen anderen als den betreibenden Gläubiger 
belaſtet iſt, ſo iſt die Hinterlegung des Erlöſes anzuordnen; die Verteilung des Erlöſes erfolgt nach den 
Beſtimmungen der $$ 873 bis 882 der Zivilprozeßordnung. Forderungen, für die ein Pfandrecht an 
dem im Bau begriffenen Schiffe eingetragen iſt, ſind nach dem Inhalt der Eintragung in den Teilungs— 
plan aufzunehmen. , 

Eingetragene Pfandgläubiger hat der Gerichtsvollzieher mindeſtens 2 Wochen vor dem Ver— 
ſteigerungstermine von dieſem zu benachrichtigen und ihnen mitzuteilen, auf weſſen Antrag und wegen 
welcher Anſprüche die Verſteigerung erfolgt. g 

§ 6. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung auf Schiffe, die nach der Vollendung 
nicht mehr als fünfzig Kubikmeter Bruttoraumgehalt haben oder nicht die für die Eintragung in das 
Binnenſchiffsregiſter vorgeſchriebene Tragfähigkeit beſitzen. 


SER: 


Der Senat wird ermächtigt, die erforderlichen Vorſchriften zur Ausführung dieſes Geſetzes und 


über die Erhebung von Gebühren zu erlaſſen. 
Danzig, den 15. Dezember 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


82 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Anderung der Gewerbeordnung. Vom 20. 12. 1926. 
Rai $ 1. 
Der im $ 1 des Geſetzes vom 15. Oktober 1925 betreffend Anderung des Geſetzes betreffend 


Anderung der Gewerbeordnung vom 17. Auguſt 1923 unter b) geſtrichene Schlußſatz wird wiederher⸗ 
geſtellt und lautet: > . ; 
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332 . es 
| „Eine Konzeſſionspflicht beſteht it für die im Handelsregiſter eingetragenen Bankfirmen, 
foweit fie unter . Leitung ſtehen und Geldwechſlergeſchäfte nur als Nebengewerbe 
betreiben.“ f 

§ 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in vor 
Danzig, den 20. Dezember 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr Frank. 


83 Verordnung ; 
über die Aufwertung von Anliegerbeiträgen. Vom 10. 12. 1926, 

Auf Grund des § 20 des Zweiten Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung vom 

28. September 1926 (Geſetzbl. S. 285) wird hiermit verordnet: 
Artikel J. 

Anſprüche der Gemeinden, die auf Grund des § 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Platzen in Städten und ländlichen Ortſchaften (Geſ.-S. 
S. 561), des $ Y des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſ.-S. S. 152) oder auf Grund 
gemäß dieſer geſetzlichen Beſtimmungen erlaſſener Ortsſtatuten bis zum 18. Dezember 1923 zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt und durch den Verfall der Währung des Deutſchen Reiches entwertet ſind, werden auf 
den Betrag von 30 Gulden für 100 Goldmark aufgewertet. 5 

Ar tikel II. 

Die Feſtſtellung des Goldmarkbetrages erfolgt nach Maßgabe des § 3 Abſ. 3 und 4 des 
Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung. 

Danzig, den 10. Dezember 1926. f 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. rig 
Riepe. Dr. Schwartz. E 


84 Verordnung 
zur Durchführung der Verordnungen vom 30. 11. 1926 über die Erhebung eines Zuſchlages 
zur Einkommenſteuer und Änderung des Einkommenſteuergeſetzes (Geſetzbl. S. 324 und 326). 
Vom 16. 12. 1926. 


Gemäß § 98 des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. 3. 1926 (Geſetzbl. S. 83) wird . 


beſtimmt: ; 
Axtifel . 


Die Ausführungsbeſtimmungen über den Steuerabzug vom Arbeitslohn vom 7. 4. 1926 
(Staatsanz. S. 127) werden wie folgt abgeändert: 


1. Art. 7 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: i Sa 


„Der Arbeitgeber hat vom Arbeitslohn im Sinne des Art. 1 bis 6, falls dieſer den 2 
Satz von 100 G monatlich, 24 6 wöchentlich, 4 G täglich und 0,50 G für die Stunde über- 0 
ſteigt, einen Betrag von 10 v. H., für die Dauer der Erhebung des Zuſchlags zur Einkommen⸗ 
ſteuer vom 30. 11. 1926 (Geſetzbl. S. 324) 10,3 v. H. einzubehalten.“ 

2. Art. 7 Abſ. 2 Einleitungsſatz erhält folgende Faſſung: 

„Der nach Abſatz 1 errechnete Steuerbetrag ermäßigt ſich.“ 7 
3. In Art. 7 Abſ. 2 Ziffer 1 werden hinter „Steuerpflichtigen“ die Worte eingerückt: „dem eine ifs 
Ermäßigung für weitere Familienangehörige nach Ziffer 2 oder 3 dieſes Abſatzes zuſteht.“ ol 
4. In Art. 7 Abſ. 3 werden die Worte „1 und“ geſtrichen. 
5. In Art. 12 wird hinter „10 v. H.“ nach einem Komma eingefügt: 
; „für die Dauer der Erhebung des Zuſchlags zur Einkommenſteuer auf Grund der Ver- 
ordnung über die Erhebung eines Zuſchlags zur Einkommenſteuer vom 0. 11. 1926 (Geſetzbl. 
S. 324) 10,3 v. H.“ 
6. In Art. 13 werden die Worte „ohne Rückſicht auf ihre Höhe“ durch die Worte ai „falls fie 
die in Art. 7 Abſ. 1 bezeichneten Grenzen überſteigen.“ 


333 
7. Art. 15 erhält folgenden Zuſatz: 


„Für die Dauer der Erhebung eines Zuſchlages zur Einkommenſteuer iſt die Abrundung 


des Geſamtbetrages nach Hinzurechnung des Zuſchlages in der Weiſe vorzunehmen, daß 
Beträge bis zu 2½ P fortfallen, über 2¼ P nach oben auf volle 5 P abgerundet werden.“ 


Artikel 2. 

Die Steuerpflichtigen ſind verpflichtet, zu den von ihnen ſchriftlich eingeforderten, laufenden 
Einkommenſteuervorauszahlungen (Steuerbeſcheid für 1925 oder ſpäter ergangener Abänderungsbeſcheid) 
einen Zuſchlag von 3% zu errechnen und fortan bei den Vierteljahresvorauszahlungen vom 15. 2. 1927 
ab ohne beſondere Benachrichtigung mehr zu entrichten. Die errechneten Beträge einſchl. Zuſchlag ſind 
auf volle durch 5 P teilbare Beträge nach unten abzurunden. 


, Artifel 3. 
Die Berechnung der Steueranteile gemäß 88 83, 83a des Einkommenſteuergeſetzes iſt bezüglich 
der für die Zeit nach dem 31. Dezember 1926 aufgekommenen Beträge in folgender Weiſe durchzuführen: 
1. Bei den vorläufigen Ausſchüttungen werden von dem Geſamtaufkommen 3% als Ertrag des Zuſchlags 
und weitere 3% als Mehrertrag gemäß $ 45 Abſ. 5 und § 58 Abſ. 4 vorweg für den Staat 
abgeſetzt. 

Der Reſtbetrag ijt nach den Vorſchriften des $ 83 auf Staat, Gemeinden, Gutsbezirke und 

Ausgleichsfonds zu verteilen. 5 
2. Bei der endgültigen Abrechnung auf Grund des Veranlagungsergebniſſes einſchl. des Aufkommens 
aus dem Steuerabzug vom Arbeitslohn für die einzelnen Steuerjahre iſt hinſichtlich des Zu⸗ 
ſchlages gleichfalls nach Ziffer 1 zu verfahren, dagegen wird der Mehrertrag aus § 45 Abſ. 5 
und $ 58 Ab. 4 pauſchal in der Weiſe errechnet, daß für jeden ledigen Steuerpflichtigen, der tat⸗ 
ſächlich in dem betreffenden Jahre Einkommenſteuer entrichtet hat, jährlich 15.— G anzuſetzen fein. 


Artikel 4. 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß bei Wochenlohn⸗ 
empfängern für die Lohnwoche, in die der 1. Januar 1927 fällt, falls die Lohnwoche nicht mit dem 
1. Januar 1927 beginnt, noch die alten Ermäßigungen anzuwenden ſind. 


Danzig, den 16. Dezember 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


85 Druckfehlerberichtigung. 


Im § 1 Zeile 3 des auf Seite 317 des Geſetzblattes für die Freie Stadt Danzig veröffentlichten 
Ermächtigungsgeſetzes hat es zu heißen: „gemäß Artikel 45 f“ 


— — — —: 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,0 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe Au. B je 2,25 8, e für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil 3,0 (. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erſolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu J) 1,20 G. 2 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Srücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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